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2 Schulen als Teil des kirchlichen Auftrags 
(Institutionalisierung) 

2.1 Die Vision eines kirchlichen Unterrichts 

Den entscheidenden Anstoß zur Bildung einer lutherischen Kirche außerhalb der 
Union gab Johann Gottfried Scheibel (1783–1843), Pfarrer an der Elisabethkirche 
und Professor an der Universität in Breslau, in der Situation, als für die Landeskir-
che in Preußen die Verbindung der bisher getrennten protestantischen Richtungen 
in einer „Union“ maßgeblich wurde.  
 

Johann Gottfried Scheibel 

Scheibel selbst hatte im Verlauf dieser Entwicklungen, die schließlich zur Kirchen-
union führten, am 2. Dezember 1818 der Breslauer Synode sein Votum zu dem 
Entwurf für eine neue Kirchenordnung, der mit einer Anleitung flankiert worden 
war,1 eingereicht. Darin war er auch auf die Schulfrage eingegangen, obwohl diese 
nur am Rande berührt war.2 Dabei hatte er für eine strikte Trennung zwischen 

 
1  Die Anleitung zum Entwurfe der Kirchen-Ordnung, verfasst von Friedrich Ehrenberg (1776–

1852), reformiertem Theologen und Hofprediger in Berlin, druckt Scheibel ab in seiner Actenmä-
ßigen Geschichte der neuesten Unternehmung einer Union zwischen der reformirten und lutheri-
schen Kirche vorzüglich durch gemeinschaftliche Agende in Deutschland und besonders in dem 
preußischen Staate, II, Leipzig 1834, 5–19. 

2  Vierter Abschnitt, §§ 91–101, in denen jeweils nicht mehr das zu behandelnde Sachthema benannt 
wird (Scheibel, Actenmäßige Geschichte II, 14–15). – „Der vierte (sc. Abschnitt) gehört gar nicht 
hierher, sondern würde die Grundlage einer Schulordnung werden können, doch hätten die Syno-
den ihn dazu noch sehr vervollständigen, oder besser ganz umarbeiten müssen […] Die Kirchen-
ordnung hat nur gesetzlich festzustellen, daß die Aufsicht über die Volksschulen und ihre Leitung 
der Geistlichkeit zustehe, da in ihnen durchaus die religiöse Tendenz vorwalten muß“ (im Bericht 
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entscheiden.64 Jedoch wurde 1856 ein Antrag auf Einrichtung eines eigenen Schul-
lehrerseminars abgelehnt.65 Die geringe Zahl der Schulen, die tatsächlich ins Leben 
gerufen werden konnten, ergab einen zu geringen Bedarf. Andererseits gab es auch 
Angebote durch Übertritte und von außerhalb, für die nicht immer auch ein Bedarf 
bestand.66 

Zum Beispiel Weigersdorf 

 

Weigersdorfer Schulgeschichte, 1927 als Comic dargestellt 

 
64  BGS (1848), 188. 
65  BGS (1856), 296. 
66  Vgl. die Meldungen: „Ein Elementarlehrer, Namens Carl Christian Friedrich Böhlicke, 33 Jahr alt, 

ist aus der unirten Kirche zu uns übergetreten. Sollte eine Schulgemeine eines Lehrers bedürftig 
sein, so wird ihr der Genannte hiermit empfohlen. Nähere Auskunft ist der Pastor Diedrich zu 
Wittstock in der Priegnitz zu ertheilen erbötig“ (KELG 1849, 51). Oder: „Der Schullehrer E. 
Wanglin, welcher am 1. Juli 1849 um seines Glaubens willen die unirte Kirche verlassen und am 
25. April v. J. vom Hochwürdigen Ober-Kirchen-Kollegio ein Wählbarkeits-Zeugniß als Schullehrer 
in unsrer Kirche erhalten hat, ist seit der Zeit seines Austritts ohne feste Anstellung. Sollte eine 
Schulgemeine in unsrer Kirche um einen Schullehrer verlegen sein, so wird sie ersucht auf Wang-
lin Rücksicht zu nehmen“ (KELG 1851, 87–88). Oder: „Denjenigen Gemeinden, die eines Leh-
rers bedürfen sollten, werden hiermit die Lehrer Chr. Fr. Jäckel zu Ulbersdorf bei Goldberg in 
Schlesien und August Engelcke in Rätzlingen bei Uelzen im Königreich Hannover als solche ge-
nannt, die bereit stehen, eine Lehrerstelle bei uns anzunehmen“ (KELG 1863, 216). Später sucht 
Pastor Hermann Ebert (1828–1900) in Danzig für einen „ev.-luth. Schullehrer (verheirathet), 
welcher in seiner jetzigen amtlichen Stellung an einer unirten Schule viel Widerwärtiges zu ertra-
gen hat,“ eine Stelle an einer lutherischen Schule (KELG 1865, 48). Diese Angebote wurden of-
fenbar nicht genutzt. 
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chen Schulen erreicht, die dann unverändert blieb, bis vor Beginn des Zweiten 
Weltkriegs auch diese Schulen geschlossen wurden. 

Zum Beispiel Waldenburg 

Die Geschichte der lutherischen Gemeindeschule in Waldenburg macht jedoch das 
Dilemma deutlich, in dem man sich mit der Wahl zwischen privater und öffentlicher 
Schule befand.79 Die Schule dort war 1847 mit dem Ziel eröffnet worden, sie als 
öffentliche betreiben zu können. Ein entsprechender Antrag wurde gestellt, und 
gleichsam als Vorleistung gewährte die Stadt bereits gewisse Unterstützungen. Die 
Kommune verfolgte allerdings das Ziel, die neue Schule mit einer anderen Einrich-
tung zu verbinden. Damit wäre der konfessionell-lutherische Charakter verloren 
gegangen. In den Verhandlungen berief sich die Gemeinde deshalb auf die Gene-
ralkonzession. Auf diesem Rechtsboden war aber nur eine Privatschule möglich, 
und die erhoffte finanzielle Entlastung fiel aus. 1852 willigte die Gemeinde ein, 
diese bittere Pille zu schlucken, um den mit dem öffentlichen Charakter einherge-
henden Einschränkungen der eigenen Gestaltungsmöglichkeiten zu entgehen. 
1865 gelang es dann aber doch, für die lutherische Schule eine Anerkennung als 
öffentliche Schule zu erlangen. Allerdings brachte das mit sich, dass man in den 
folgenden Jahren immer wieder um die Selbstständigkeit der Schule zu streiten 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kirche und Schule in Waldenburg, Zustand vor 1945 

 
79  Adolf Friedrich, Fünfzig Jahre der evang.-luth. Schule in Waldenburg, KELG 1897, 351–354.363–

368, dort 351–352. 
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ge in der Gesamtgemeinde „um ein volles Dritteil“120 abgedeckt werden können; 
das aber musste als illusorisch angesehen werden, wenn nur ein kleiner Teil der 
Gemeindeglieder überhaupt davon profitieren könnte. Für alle Kinder ihrer Ge-
meinde eigene lutherische Schulen zu unterhalten überstieg die finanziellen Mög-
lichkeiten der Gemeinde bei weitem, wie Brachmann mit genauen Kalkulationen 
da. 

 

Kollegium der lutherischen Schule in Berlin ca. 1908. Von links nach rechts:  
Anna Rosenau, Leonore Schmeling, Wellmann, Paul Heinze, Rektor Robert Springer,  

Otto Kleimenhagen, Gertrud Kupper, Anna Staegemann, Johannes Stiemke 

Man war sich klar bewusst, dass auch die Gemeindeschulen der ELKP, die weiterbe-
standen, nicht wirklich gesichert waren. In einer Antwort des Oberkirchenkollegiums 
auf den Kirchenbericht der Gemeinde Weigersdorf für 1907 schreibt Georg Froböß:  

Erfreulich ist die Erhaltung unserer Schule bei Einführung des neuen Gesetzes; 
doch werden Sie sich dadurch nicht sicher machen lassen. Denn die Gefahr, daß 
nach Übertragung der Schulunterhaltung an kommunale Verbände gelegentlich 
Versuche zur Beseitigung der lutherischen Schule gemacht werden, ist nicht ausge-
schlossen, wenn auch die Verhältnisse in Weigersdorf ziemlich günstig für unsere 
Schule liegen. Vor allem aber wird es darauf ankommen, durch treue Lehrer in der 
Schule den Geist lutherischen Glaubens zu erhalten. Möge ein recht gesegnetes Zu-
sammenarbeiten zwischen Pastor und Lehrern stattfinden, und der HErr mit sei-
nem Geiste Sie und Ihre Mitarbeiter erfüllen, auf daß die Gemeinde in Kirche und 
Schule das Erbe der Väter bewahre und reiche Frucht daraus schöpfe.

121
  

 
120  Ebd., 202. 
121  Schreiben des Ober-Kirchen-Kollegiums in Breslau an Pastor Johannes Schachschneider (1868–

1949) in Weigersdorf vom 17. Juni 1908 (Archiv Weigersdorf, Akte Gemeindeberichte 1907 bis 
1934). 
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46 Schulen als Teil des kirchlichen Auftrags (Institutionalisierung) 

nicht aber um die konfessionelle Prägung einer Schule. Das zeigt eine weitere er-
hebliche Einschränkung gegenüber der ursprünglichen Programmatik. 
 

Ernst Ziemer 

Symptomatisch erscheint mir ein Vortrag, den Kirchenrat Lic. Dr. Ernst Ziemer 
(1872–1949) 1920 vor dem „Allgemeinen Evangelisch-Lutherischen Schulverein“ 
in Chemnitz gehalten hat über das Thema: „Was müssen wir als evang.-luth. Chris-
ten vom Religionsunterricht fordern?“131 Bezugnehmend auf die Verfassung des 
Deutschen Reiches, die in Artikel 149 den Religionsunterricht zum ordentlichen 
Lehrfach erklärte, diskutierte er ausführlich den Inhalt des Religionsunterrichts 
und forderte seine konfessionell-lutherische Gestaltung.132 Nach seiner Überzeu-
gung „muß im Mittelpunkt des ganzen Religionsunterrichts die Person Jesu ste-
hen“, und zwar hinsichtlich seiner „ganzen gottmenschlichen Fülle“ wie seines 
umfassenden Heilandswerks.133 Dies aber sei an der biblischen Geschichte Alten 
und Neuen Testaments aufzuzeigen; ausdrücklich betonte Ziemer dabei vor dem 
damals aktuellen zeitgeschichtlichen Hintergrund die Unverzichtbarkeit des Alten 
Testaments.134 Weil wir „Deutsche, deutsche Christen, deutsche evangelisch-luthe-
rische Christen“ seien, dankt er Gott dann dafür, „dass er uns in unsrer deutschen 

 
131  Im Druck erschienen Dresden-Klotzsche 1921. – Diese Druckschrift wird empfohlen: KELG 1920, 

511. 
132  Ziemer, Was müssen wir vom Religionsunterricht fordern? 2-4. „Wir dürfen uns nicht mit einem 

allgemeinen christlichen Religionsunterricht begnügen – wir müssen für unsre Kinder solchen Re-
ligionsunterricht fordern, welcher sie klar und wahr im lauteren lutherischen Christentum unter-
weist“ (ebd., 4). 

133  Ebd., 5–8, Zitate dort 5.6. 
134  Ebd., 8–10. „Das Alte Testament ist die Weissagung des Neuen, das Neue ist die Erfüllung des 

Alten“ (ebd., 10). 
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Zum Beispiel Radevormwald 

 

Lehrer Wagener mit Schulkindern in Radevormwald am 1. Mai 1938: Transparent  
„Achtet den Arbeiter“; die Schultür und die Girlanden sind mit Hakenkreuzen versehen 

Der Kreisschulrat Rhein-Wupper II in Remscheid-Lennep verfügte in einem Schrei-
ben an die Schulleiter vom 14. April 1939: 

Durch die Einführung der Deutschen Schule wird die Volksschule ihres bisherigen 
konfessionellen Charakters entkleidet. Konfessionell geartete Einrichtungen müssen 
daher künftig verschwinden. Anstelle des bisher üblichen konfessionellen Gebetes bei 
Beginn und Schluss des Unterrichts hat hinfort ein nationalsozialistischer Kernspruch 
oder ein geeignetes nationalsozialistisches Lied zu treten. Der Religionsunterricht 
bleibt ordentliches Lehrfach. Er ist mit Rücksicht auf die an ihm nicht teilnehmenden 
Kinder möglichst in die Anfangs- oder Schlusstunde zu nehmen.

151
 

Die Schule der ELKP wurde zum Ostertermin mit der katholischen Schule zusam-
mengelegt. Und dieser neuen Einrichtung wurde ausgerechnet der Name „Alfred-
Rosenberg-Schule“ verpasst. Damit wurde mit aller Deutlichkeit die Abschaffung 
der konfessionellen Ausrichtung signalisiert, hatte der Namensgeber Rosenberg 
sich doch in seinem „Mythus des 20. Jahrhunderts“ scharf gegen die Konfessions-
schule ausgesprochen.152 

 

 
151  Schreiben als Einlage in der Schulchronik der Martinsschule zu Radevormwald, Archiv der Ev.-

Luth. Martinigemeinde Radevormwald. 
152  Rosenberg hatte im Blick auf die Schule eine „zielstrebige und nachdrücklich vertretene Haltung“ 

gefordert (Alfred Rosenberg, Der Mythus des 20. Jahrhunderts, 17.–20. Auflage, München 1934, 
624). „Hier hat der Nationalstaat ohne jeden Kompromiß die Alleinherrschaft zu beanspruchen“ 
(ebd.). Den Konfessionsschulen warf er vor, „daß nicht der nordische Forschungsdrang nach 
Wahrheit oder Erkenntnis das Handeln regiert, sondern ein längst innerlich erledigtes, uns feindli-
ches Zwangsglaubenssystem“ (ebd., 625). Er hatte Luther, dessen „Großtat“ er in der „Germani-
sierung des Christentums“ gesehen hatte (ebd., 12), dann für seine „Geisterreihe“ einer „seelisch-
rassischen Linie deutscher Seelenentwicklung“ reklamiert (ebd., 629). 
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